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Geleitwort


Haltung zu Europa einnehmen


Von Jean-Claude Juncker, Präsident der Europäischen Kommission


Wo auch immer ich als Kommissionspräsident in der Welt unterwegs bin, ob in Afrika oder Asien: Überall bewundert man uns Europäer für dieses Europa, das wir geschaffen haben. Für ein Europa, dessen größter Schatz seine Vielfalt ist; für ein Europa, das den größten Binnenmarkt der Erde mit der am zweithäufigsten genutzten Währung geschaffen hat. Für ein Europa, das trotz Krisen gemeinsam vorangeht. Darauf können wir Europäer stolz sein. Wenn ich aber von meinen Reisen zurückkehre und wieder in Europa lande, höre ich leider meistens nur, was in Europa alles nicht klappt.


Erst, wenn man sich ein paar Schritte entfernt, wird wieder sichtbar, dass die Europäische Union wohl die beste Idee des 20. Jahrhunderts war: Aus einem Kontinent, auf dem jahrhundertelang Krieg geführt wurde, aus zertrümmerten Seelen und Städten, wurde dank der außergewöhnlichen visionären Kraft der Nachkriegsgeneration ein Kontinent des Friedens, der Toleranz und der freien Entfaltung.


Allein deshalb gilt es, die europäische Idee auch im 21. Jahrhundert lebendig zu halten – und trotz der Spannungen von innen und außen felsenfest zu Europa zu stehen. Besonders, weil Europa der kleinste Kontinent in der Welt ist und sein Gewicht weiter abnehmen wird: Lebten im Jahr 1900 noch rund ein Viertel der Weltbevölkerung in Europa, werden wir Europäer 2060 nur noch weniger als vier Prozent ausmachen. Unser Anteil an der globalen Wirtschaft wird sich von 23 Prozent auf die 15 Prozent-Marke zubewegen. In 20 Jahren wird kein einziges europäisches Land mehr am Tisch der G7 Platz nehmen, auch Deutschland nicht. Alle, die uns also erklären wollen, wir sollten uns wieder in unsere Einzelteile zerlegen und als Nationalstaaten unsere Probleme lösen, irren gewaltig. Desinformation, Migration, Sicherheit und Klimawandel sind Herausforderungen, die selten an Grenzen Halt machen.


Wir müssen uns als Europäer daher vielmehr enger aufeinander zubewegen, uns besser kennenlernen, uns gegenseitig stützen. Vor allem brauchen wir Stimmen, die Stellung zu Europa beziehen. Stimmen, die auch in Krisenzeiten nicht davor zurückschrecken, eine klare proeuropäische Haltung einzunehmen und für eine werteorientierte soziale Marktwirtschaft einzustehen. Stimmen, die erst einen Schritt zurückgehen und auf das große Ganze schauen, bevor sie sich äußern. Diese Stimmen lesen wir in diesem Sammelband zu Europa, und das macht ihn zu einem wertvollen Impuls für die Europa-Debatte in Deutschland und Europa.


Mögen den Worten Taten folgen. Bleiben Sie Europa so treu wie bisher.


Ihr
 Jean-Claude Juncker






Hauptbeitrag


Europa fit machen für die Zukunft –Ein Beitrag zur Europawahl







Vorwort


Die europäische Union ist unsere Heimat und ein großartiger Lebensraum. Europa ist ein weltweit einzigartiges Beispiel dafür, dass es möglich ist, innerhalb von nur einer Generation aus erbitterten Feinden Partner und Freunde werden zu lassen. Im Zusammenwirken der Europäer können wir diesen Raum erhalten und weiterentwickeln – selbst in schwierigen Zeiten.


Wir bewegen uns in schwierigen Zeiten. Die Chancen für die Gestaltung der Zukunft haben sich aus europäischer Sicht in den letzten Jahren deutlich verschlechtert. Die neue Politik der USA, die Konflikte im Nahen Osten, das rasante Wachstum der Bevölkerung in Afrika, die unklaren Verhältnisse in der Ukraine, das Aufsteigen Chinas und das schwierige Verhältnis zu Russland haben die politische Lage komplexer und unüberschaubarer gemacht. Hinzu kommt eine zunehmende soziale Spaltung in Europa zwischen und innerhalb der Mitgliedsstaaten, sowie massive Tendenzen einer Re-Nationalisierung in einigen EU-Staaten, das Erstarken populistischer Bewegungen, die endlosen Debatten über den Brexit und seine Folgen. Viele ungelöste Aufgaben in den Bereichen Umwelt und Klima, eine massive Verschärfung der Migrationsfrage und viele industriepolitische Herausforderungen kommen hinzu. Letztere sind eingebettet in ein Umfeld rasanter Innovationen in den Bereichen Informationstechnik und Künstliche Intelligenz, mit großem Gefährdungspotential für die gesellschaftliche Stabilität, zugleich mit dem Potential, zur Lösung der Probleme beizutragen.


Auch in der EU sind die Mitglieder in mehrfacher Hinsicht gespalten. In finanz- und wirtschaftspolitischen Fragen zwischen Nord und Süd, in Fragen der Rechtsauffassung, der Unabhängigkeit der Gerichte, der Meinungsfreiheit, der Demokratie zwischen Ost- und Westeuropa. Und übrigens auch zwischen Nordwest und Südost in Fragen der Regierungsführung, der Bekämpfung organisierter Kriminalität. Es ist leider so, dass Europa dabei vor Herausforderungen steht, die zum ersten Mal die Gefahr beinhalten, dass das europäische Projekt auseinanderbricht.


Die Autoren dieses Textes und der Senat der Wirtschaft in Deutschland und Europa argumentieren für ein besseres Europa. Wir setzen dabei insbesondere auf eine enge Zusammenarbeit mit dem französischen Präsidenten Macron. Er fordert von uns Europäern mehr Mut. Freiheit, Schutz, Fortschritt sind seine Orientierungspunkte.


Wir setzen darauf, dass für den Brexit eine gemeinsame Lösung mit Großbritannien mit enger Anbindung an die EU gefunden wird. Das wäre ein wichtiges Signal für ein starkes europäisches Programm. Ein solches Programm muss allerdings die Bürger in Europa überzeugen. Die Bürger müssen viel mehr als bisher persönlich spüren können, dass Europa ihre „Heimat“ ist, dass ihnen Europa viele Vorteile bringt und dass es in Europa gerecht zugeht. Dafür muss die EU ihr Demokratiedefizit zügig überwinden und eine glaubwürdige Nachhaltigkeitsagenda, vor allem im sozialen und ökologischen Bereich, verfolgen. Eine leistungsfähige Wirtschaft und eine kluge Industrie- und Innovationspolitik sind dafür wichtige Voraussetzungen. Die Umwelt- und Klimafrage und viele soziale Fragen sind in diesem Kontext weltweit von Bedeutung. Ein primär europäischer oder gar nationaler Fokus ist gerade in der Klimapolitik eher schädlich. Erhebliche internationale Transfers für den Schutz der Umwelt und soziale Erfordernisse sind in diesem Kontext erforderlich. Ihnen müssen erhebliche Gewinne an anderer Stelle gegenüberstehen. Solche Win-Win-Effekte zeichnen kluge Lösungen aus. Die „Gelbwesten“ in Frankreich zeigen deutlich, dass Problemlösungen für Klima und Umwelt primär zu Lasten wirtschaftlich eher schlechter gestellter Teile der Bevölkerung nicht konsensfähig sind. Sie steigern nur die Wut auf Vertreter der heutigen Diskurseliten.


Den Autoren sind in diesem Text neben dem Erhalt von Frieden und Partnerschaft, für den die Europäische Union seit ihrer Gründung steht, Beiträge zu vielen großen Aufgaben ein Anliegen, die die europäischen Staaten nur gemeinsam lösen können. Dazu gehören:




	der Erhalt der Souveränität der Europäischen Union und der Mitgliedsstaaten


	der Schutz der Außengrenzen, um die offene Grenze im Innern zu erhalten und um Zuwanderung zu steuern


	der Kampf gegen den Terrorismus


	die Bekämpfung des Klimawandels in seiner weltweiten Dimension und parallel dazu die Verwirklichung der Klimaneutralität in Europa


	
die Kooperation mit Afrika in einem Marshallplan mit Afrika, zur Förderung der Prosperität in unserem Nachbarkontinent wie in Europa und zur Erschließung erheblicher Synergien in der Bewältigung der Klimafrage wie der Welternährungsproblematik. Dazu gehört auch ein pfleglicher Umgang mit Böden, die zu einer Kohlenstoffsenkung weiterentwickelt werden müssen.


	ein industriepolitisches Programm für Europa, das wesentlich auf die Umsetzung einer Methanolökonomie setzt und Europa einen Vorsprung in einem für die Zukunft zentralen Umfeld sichern kann


	eine kluge Gestaltung der Globalisierung, um „Wohlstand für alle“ (Ludwig Erhard) durch die Vollendung eines wettbewerbsfähigen, nachhaltigen und inklusiven Binnenmarktes zu sichern oder zu ermöglichen


	
unsere ordnungspolitische Leitlinie ist ein ökologisch-sozial regulierter Markt, der auf Nachhaltigkeit abzielt (Ökosoziale Marktwirtschaft / green and inclusive economy)


	die kluge Gestaltung der Digitalisierung unserer Wirtschaft und unserer Lebenswelt


	die Erhaltung unserer Kultur und damit der europäischen Identität.





Diese Ziele müssen konkretisiert werden, damit die Bürger Europas an der demokratischen Diskussion partizipieren können. Die Logik dieser Ziele muss durch die Europa-Wahl 2019 demokratisch legitimiert werden. Deshalb legen wir diese Analyse vor.


Zu den wichtigen Aufgaben, für die nur gemeinsam Lösungen gefunden werden können, gehört die Garantie der europäischen Souveränität in einer neuen multipolaren Weltordnung. Die Souveränität des Vereinten Europa umfasst dabei die politische Selbstbestimmung nach außen und die Gewährleistung der Demokratie, des Rechtsstaates und der Gewaltenteilung nach innen. Nur durch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik kann die europäische Zukunft gegenüber und mit anderen Großmächten wie USA, China und Russland gesichert werden.


Das Vereinte Europa ist Teil der Gemeinschaft der freien Völker des Westens und wird dort seine Verantwortung für den Frieden der Welt, in Europa und darüber hinaus, wahrnehmen. Das gilt für den politischen und militärischen Sektor. Die außen- und sicherheitspolitischen Entscheidungen müssen innerhalb der EU zukünftig mit (qualifizierten) Mehrheitsbeschlüssen getroffen werden können.


Das Vereinte Europa muss dabei im Rahmen einer neuen Nachbarschaftspolitik mehr Verantwortung für Frieden, Freiheit und Wohlstand im Osten Europas, dem Nahen Osten und in Afrika übernehmen.


Der folgende Text macht zu alldem Vorschläge. Es ist dies eine Zusammenfassung einer umfangreicheren Analyse auf Basis verschiedener Einzelbeiträge der Autoren und der oben genannten Mitautoren. Viele der genutzten Inputs sind in diesem Band als Einzelbeiträge festgehalten. Wir fordern die Verantwortungsträger, vor allem in Deutschland auf, in die beschriebene Richtung zu operieren1. Dazu formulieren wir 20 konkrete, eng aufeinander bezogene Politiklinien für wichtige Themenfelder.







1 Wir möchten an dieser Stelle auf die wichtige Initiative der Autoren H. Eichel, J. Habermas, R. Koch, F. Merz, B. Rürup, B. Zypries „Für ein solidarisches Europa – Machen wir Ernst mit dem Willen unseres Grundgesetzes, jetzt!“ hinweisen. Diese Initiative / diesem Aufruf haben sich mittlerweile schon mehr als 500 Unterzeichner angeschlossen. Es soll eine Petition in den Bundestag eingebracht werden. Die Überlegungen dieser Initiative passen gut zu unseren eigenen Vorschlägen.
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1. Governance


Die europäische Union ist unsere Heimat und ein großartiger Lebensraum. Durch Zusammenwirken der Europäer können wir diesen Raum erhalten und weiterentwickeln – selbst in schwierigen Zeiten.


Europa hat sich nach der Katastrophe des 2. Weltkriegs schrittweise gebildet. Vor allem in den Jahren 1995, 2004 und 2007 sind große Erweiterungen erfolgt. Anders als oft behauptet wird, war die Zeit der europäischen Freiheitsrevolution in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts nicht nur eine Zeit großer Erweiterungen der Europäischen Union, die noch nicht ganz verkraftet sind. Sie war auch eine Zeit der Vertiefung, die wie immer in der europäischen Geschichte von Fortschritten und Rückschlägen begleitet war. Die Einführung einer gemeinsamen Währung und die Abschaffung der Binnengrenzen im Vertrag von Schengen, ebenso wie die Verfassungsverträge der Europäischen Union und die damit verbundene institutionelle Weiterentwicklung des Europäischen Parlaments, der Europäischen Kommission zu einer politischen Kommission und des Europäischen Gerichtshofs zu Verfassungsinstitutionen, waren große Fortschritte bei der Integration der neuen Mitglieder und Meilensteine auf dem Weg zum Vereinten Europa.


Die Europäische Union ist noch nicht das Vereinte Europa, wie es die Präambel des Grundgesetzes als Ziel des deutschen Volkes und aller staatlichen Gewalt beschreibt. Das Vereinte Europa wird auch anders sein als die Bundesrepublik Deutschland, nämlich etwas ganz Neues.


Aber die Europäische Union ist auch heute schon ein teilsouveräner Staat2 mit einem Staatsgebiet, einem Staatsvolk, einer Staatsmacht und einer demokratischen Legitimation. Die Europäische Union hat zudem eine demokratische Legitimation. Das europäische Volk hat mit der Europawahl 1994, die neuen Mitglieder durch ihren Beitritt, die Umwandlung der Europäischen Union demokratisch legitimiert. Durch den Einigungsvertrag wurde mit verfassungsändernder Mehrheit sowohl der frei gewählten Volkskammer wie auch des Deutschen Bundestages der Beitritt der neuen Bundesländer zum Geltungsbereich des Grundgesetzes beschlossen und vom ganzen deutschen Volk mit der Bundestagswahl vom 02.12.1990 bestätigt. Damit wurde eine neue staatliche Ordnung auf der Ebene der EU und der Mitgliedstaaten eingeführt mit zwei sich ergänzenden teilsouveränen Ebenen. Weil die Europäische Union heute bereits ein demokratischer, föderaler und sozialer Rechtsstaat mit Gewaltenteilung, Subsidiarität und einem vergleichbaren Grundrechtsschutz ist, sind die vom Bundesverfassungsgericht geforderten Mindestvoraussetzungen nach Art. 79 und Art. 20 GG gegeben.


Die Verfassungsentscheidung des Bonner Grundgesetzes für eine offene Staatlichkeit hat nicht nur die Wiedervereinigung Deutschlands ermöglicht, sondern auch die Teilhabe an der europäischen Integration.


Weitere Schritte zu voller Staatlichkeit und Souveränität der EU2 sind überfällig, ganz im Sinne von Präsident Macron, wobei die einzelnen Nationen dabei weiter eine starke Rolle spielen werden. Jetzt steht die Entwicklung einer vollen europäischen Demokratie mit einem voll handlungsfähigen Parlament, einer europäischen Regierung und die schrittweise Einführung qualifizierter Mehrheitsentscheidungen an. Hinzukommen muss über einen längeren Zeitraum eine deutliche Stärkung der Finanzkraft der EU, dies in einer Weise, die die Bürger nicht mehr als bisher finanziell belastet – eher entlastet und zwar durch Entlastung der Haushalte der Mitgliedsstaaten. Der europäische Rat muss sich in Richtung eines starken europäischen Bundesrats transformieren. Die Führungsebene der EU muss den Bürgern gegenüber voll rechenschaftspflichtig werden. Intransparente Entscheidungsprozesse des heutigen Typs sind nicht tragbar. Die Finanzausstattung der EU soll vermehrt eigene Steuereinnahmen beinhalten. Dabei sollen nur solche Aufgaben neu auf der EU-Ebene angesiedelt werden, die dort besser – und kostengünstiger – als auf der Ebene der Mitgliedsstaaten gelöst werden können. Dabei gilt: Freiheit und Selbstbestimmung sind nicht zum Nulltarif zu haben. Es geht um ein besseres Europa, ein Europa, dass nicht nur Werte hochhält, sondern auch Willens und in der Lage ist, seine Interessen global und in der Nachbarschaft zu vertreten.


Der Vorschlag von Präsident Macron, mit einer europäischen Devisentransaktionssteuer zu beginnen, die vor allem auf Frequency Trading abzielt, macht Sinn. Wir können uns vorstellen, dass ab 2021 der (vorgesehene) jährliche Anteil des Haushalts der EU am EU-BNE von der jährlichen Wirtschaftsleistung der EU Jahr für Jahr um 10 % (also nur 0,1 % des EU-BNE) wächst, so dass das heutige prozentuale Niveau nach 10 Jahren verdoppelt, nach 20 Jahren verdreifacht wird. Das soll die Basis eines soliden und weiterwachsenden EURO-Budgets sein. Verdreifachung in 20 Jahren ist im Verhältnis zu den heutigen Finanzausstattungen der Mitgliedsstaaten immer noch ein niedriger Wert und offensichtlich mit dem Prozess der Subsidiarität voll verträglich. Mehr Budget auf EU-Seite muss insbesondere mehr Wirksamkeit der Politik für die Bürger bedeuten. Die EU wird so für die Bürger spürbar wirksamer, sie kann so Freiheit und Selbstbestimmung Europas sichern. Wir rufen in diesem Sinne zur europäischen Selbstbehauptung in schwierigen Zeiten auf.


2. Kultur


Die europäische Kultur hat wesentlich die Welt mitgeprägt. Über einige tausend Jahre ist in dem geografisch überschaubaren europäischen Raum mit dem Nebeneinander vieler Ideen und Formen gesellschaftlicher Organisationen viel passiert. Das betrifft gerade auch das geistige Leben, die Haltung zu Wissenschaft, Technik, Religion und Kunst, unser Verständnis von solidarischer Gemeinsamkeit und individueller Freiheit und seit dem Zweiten Weltkrieg unser Wirken in Richtung eines gemeinsamen Europas. Die europäische Kultur ist eine Kultur der Vielfalt. Sie hat wesentlich die Welt mitgeprägt. Das betrifft gerade auch das geistige Leben, die Haltung zu Wissenschaft, Technik, Religion und Kunst, unser Verständnis von solidarischer Gemeinsamkeit und individueller Freiheit. Die europäische Kultur hat das Wissen und das technische Können der Menschheit ebenso geprägt wie die verschiedenen Künste und die große Welt des Sports. Heute weltweit akzeptierte ethische Positionen sind hier entstanden und immer weiterentwickelt worden. Die europäischen Städte und Kulturlandschaften gehören zu den großartigen Hervorbringungen der Menschheit. Hier in Europa wollen wir leben und unsere Art zu leben schützen und erhalten und das in einem zunehmend schwierigen internationalen Umfeld. Wir sollten deshalb im Rahmen einer weltoffenen Grundhaltung unsere „Heimat“ schützen und unseren „Patriotismus“ erhalten, in einem „Vaterland Europa“ unsere Kräfte bündeln und unsere Kultur stärken, denn die Angst vor dem Verlust der kulturellen Identität belastet zunehmend die westlichen Gesellschaften.3


Wir wissen, dass das gemeinsame Europa das größte Friedensprojekt der Geschichte ist. Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger sind europafreundlich. Sie wissen, dass in einer Welt von bald 10 Milliarden Menschen selbst ein vereinigtes Europa nur noch ein kleiner Teil ist. Wir müssen deshalb unsere Kräfte bündeln und unsere Kultur stärken. Dies umso mehr, als sich in unserem Umfeld, aber auch im Innern, Probleme verstärken. Vor allem sind wir mit vielen Unsicherheiten bezüglich der Position unseres wichtigsten Verbündeten, den USA, konfrontiert. Umso wichtiger wird es, in Europa noch enger zusammenzuarbeiten und Ressourcen klüger als bisher einzusetzen. Das erfordert eine geeignete Governance sowie entsprechende Strukturen in Europa. Hiervon handelt diese Denkschrift. Mit den richtigen Schritten, wie sie hier vorgeschlagen werden, wollen wir die Voraussetzung verbessern bzw. fördern, als europäischer Kulturraum mit den anderen Teilen der Welt in vereinbarten Formen kluger Zusammenarbeit gemeinsam eine lebenswerte Zukunft für die ganze Welt zu gestalten: in Frieden, in engem Austausch, in einer nachhaltig organisierten, d. h. auf Dauer gestalteten Ordnung mit hohem Respekt vor der Natur und ihrem von Nutzenüberlegungen für Menschen unabhängigen eigenem Entfaltungsraum.


3. Finanzsystem und Währung


Eine starke europäische Union, die europäische Interessen wirkungsvoll vertreten kann, braucht eine leistungsfähige gemeinsame Wirtschafts- und Finanzpolitik und einen gemeinsamen Währungsraum. Ein Eurobudget, ein zuständiger EU-Kommissar sowie thematische Programme und Schwerpunktsetzungen einer zukünftigen europäischen Regierung sind wichtig. In der Geldpolitik sollte der Euroraum kontinuierlich erweitert werden. Ein europäischer Währungsfonds und ein europäischer Stabilitätsmechanismus gehören dazu. Das Steuer- und Abgabensystem muss zumindest in den Grundstrukturen harmonisiert werden. Wir müssten den EURO zu einer vollwertigen internationalen Alternative zum Dollar entwickeln. Der Skandal der hässlichen Sanktionen der USA im Bereich der internationalen Finanzstrukturen gegen europäische Unternehmen im Kontext Iran gegen geltende Verträge und europäisches Recht zur Durchsetzung einer sprunghaften US-Sanktionspolitik durch selektive Verunmöglichung finanzieller Transaktionen verlangen eine klare europäische Antwort.4 Die EU sollte den eingeschlagenen Weg weiterverfolgen, mit Partnern Alternativen zu SWIFT aufzubauen, die gegebenenfalls erlauben, ökonomische Aktivitäten europäischer Unternehmen und Bürger vor unbegründeter Verweigerung finanzieller Transaktionsmöglichkeiten durch ausländische politische Akteure zu schützen.


4. Wirtschaft


Eine leistungsfähige Wirtschaft ist das Rückgrat einer guten Zukunft Europas. Wirtschaft ist nicht alles, aber ohne Wirtschaft ist alles nichts.


Die soziale Marktwirtschaft mit starker ökologischer Flankierung (Ökosoziale Marktwirtschaft) ist die Wirtschaftsordnung der Europäischen Union. Sie fordert Wohlstand für alle, Solidarität und Chancen sowie Gerechtigkeit für Jedermann. In den letzten Jahren hat sich allerdings die soziale Balance in Europa verschlechtert. Das Wachstum war teilweise nicht inklusiv. Hier gilt es auf der Basis expliziteren Kenngrößen (z. B. Gini-Index) gegenzusteuern. Viele Menschen fühlen sich ausgeschlossen. Rückzug ins Nationale ist in dieser Situation allerdings keine Antwort. Nur gemeinsam kann die Wettbewerbsfähigkeit Europas in einer globalen und digitalen Welt gesichert werden.5


Wir sind ein relativ reicher und relativ ausgeglichener Teil der Welt. Unsere Bürger erwarten Sicherheit im Ökonomischen und für sich und ihre Kinder eine Perspektive für die Zukunft. Die Rente soll sicher sein, den Kindern soll es gut gehen, unser Wohlstandsniveau soll auch zukünftig gehalten werden. Menschen mit Potential von außen zu uns holen und eine kluge europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik betreiben, Jobs auch im Zeichen disruptiver Technologie sichern, bei neuen Technologien vorne dabei sein – und all dies mit einer eigenen europäischen Note. Wir werden uns wirksam gegen globale Monopole und den drohenden Verlust der eigenen persönlichen Datenhoheit wehren. Unsere klare Haltung muss wirtschaftlich in Vorteile umgemünzt werden. Nur eine erfolgreiche Wirtschaft kann soziale Balance, Umwelt- und Klimaschutz und internationale Solidarität ermöglichen. Wir brauchen dafür den gemeinsamen Markt ohne Grenzen als Basis ausreichender Größe, wir brauchen wirkungsvolle ökologisch-soziale Regeln für diesen Markt und wir brauchen in diesem Markt einen fairen Wettbewerb. Dazu dient auch die soziale Flankierung wirtschaftlicher Dienstleistungen bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten innerhalb Europas (Entsenderichtlinien, Mindestlohn etc.).


Hinzukommen sollte ein Technologieprogramm mit der Chance, die großen weltweiten Herausforderungen im Bereich Klima und Energie in ein Wohlstandsprogramm für die ganze Welt zu verwandeln. Eine Welt in Energiewohlstand, nicht die Verwaltung von Energieknappheit, sollte das Ziel sein.


5. Industriepolitik


Industrie ist Basis für den Wohlstand und die Leistungsfähigkeit Europas. Einige große Länder außerhalb Europas betreiben schon immer eine forcierte Industriepolitik, um so ihre eigenen Interessen durchzusetzen. Hier ist Europa besonders gefordert. Industriepolitik ist eine Frage der verfolgten Philosophie wie der eingesetzten Finanzmittel, aber auch der Regulierung und Standards, der Bildung von Clustern, der Organisation von Innovationsprozessen und vieles mehr. Europa hat industriepolitisch hier immer wieder viel erreicht und hat keinen Grund, die eigenen Strukturen als zweitklassig und nicht zukunftsfähig anzusehen. Wir sollten vielmehr mit Selbstvertrauen an unsere bisherigen Erfolge anknüpfen ohne jedem Hype nachzulaufen. Deutlich wird ohnehin, dass Hypes mittlerweile selbst ein Geschäftsmodell sind. Das muss man nicht noch befeuern. Wir müssen nicht immer alles machen, was andere machen. Wir sollten stattdessen immer wieder auch in der eigenen Logik Lösungen hervorbringen, die eine Chance haben, auch von anderen Menschen rund um den Globus als Lösung gewollt und nachgefragt zu werden.


Das betrifft mit Blick auf den Klimawandel z. B. die Schwerpunkte Elektroauto vs. synthetische Kraftstoffe, noch breiter gedacht die Alternativen Vollelektrifizierung oder Teilelektrifizierung gekoppelt mit Power-to-Liquid-Lösungen (Methanolökonomie). In der Partnerschaft mit Afrika können hier ganz neue Wohlstandsperspektiven für beide Seiten erschlossen werden. Wir lösen uns dabei aus der gedanklichen Frage der Verwaltung von Energieknappheit - und damit letztlicher Förderung von Wohlstandsverlusten - hin zu einem Denkrahmen, der für mehr Wohlstand für mehr Menschen eintritt. Eine große Transformation, analog dem Übergang von Holz zu Kohle durch Erfindung der Dampfmaschine vor 300 Jahren in der Folge der Überlegungen von Carl von Carlowitz zu dem Umgang mit den Engpässen bei Holz.


In der IT geht es einerseits um die Verbesserung der Lebensqualität der Menschen, andererseits um ausreichenden Schutz der Daten wie der Infrastruktur von Cyber-Kriminalität und vor den unbegründeten Zugriffen von Staaten und von Dritten. Ein kluger Einsatz der KI an den richtigen Stellen ist gefordert, nicht ein blindes Folgen eines Hypes zu autonomem Fahren. In den europäischen Lösungen sollte der KI-Einsatz (vgl. Punkt 7) die Lebenssituation von Menschen verbessern und ebenso die Situation bei alternativen Arbeitsplätzen. Sie sollte nicht massiv gegen die Arbeitsplatzsituation laufen.


In der Verfolgung einer eigenen Linie, auch und gerade in der Kooperation mit Afrika zum Heben der gewaltigen energetischen und klimapolitischen Potentiale dort, möglichst auch in der Wechselwirkung mit Russland und in Sibirien, gibt es viele interessante Ansätze, die zusätzliche Werte schaffen könnten, die uns in Zusammenarbeit mit anderen zum Vorteil aller Beteiligten und der ganzen Welt zufließen können. Die Welt braucht massiv mehr echten Wohlstandszuwachs, nicht vermeintlichen Wohlstandszuwachs zu Lasten der sozialen Stabilität und der Umwelt- und Klimasituation. Hier sollten Schwerpunkte der europäischen Industriepolitik ansetzen.


Wir unterstützen die Planungen der Europäischen Kommission, im neuen Forschungsrahmenprogramm „Horizon Europe“ in den Jahren 2020 – 2025 insbesondere drei Schlüsseltechnologie-Gruppen voranzubringen: Produktionstechnologien (Advanced Manufacturing Technologies, Advanced Materials and Nano-Technologies, Life Science Technologies), Digitaltechnologien (Micro-/Nano-Electronic and Photonics, Artificial Intelligence) und Cyber Technologies (Security and Connectivity). Darauf aufbauend sollen Lösungen u. a. für folgende Sektoren erreicht, erarbeitet, erfunden und entwickelt werden: Umwelt, Energie, Mobilität, Gesundheit und Wohlbefinden, Lebensmittel und Ernährung, Sicherheit, Privatheit, Inklusion und Gleichheit.


„Horizon Europe“ soll zum Aufbau einer inklusiven demokratischen Gesellschaft und zur Schaffung einer industriellen Basis für die nächste industrielle Revolution beitragen. Ein wichtiges Ziel ist der Aufbau einer digitalen Struktur als Jobmaschine. Dazu soll ein „sicheres Internet“, das die europäische digitale Souveränität gewährleistet, aufgebaut werden. Die neue Industrie soll viel stärker als heute eine Kreislaufwirtschaft sein, auch wenn diesem Thema in der Wirtschaft – wie übrigens auch in der Natur – Grenzen gesetzt sind. Methanolökonomie und die Nutzung von Böden und Wäldern als Kohlenstoffsenke werden dieses Ziel einer Kreislaufsituation für Kohlenstoff aus fossilen Quellen perspektivisch eröffnen, wobei dies nur in internationaler Kooperation erfolgreich sein kann.6 Das wäre eine neue Lage – das Gegenteil der heutigen Weltuntergangsstimmung.


80 % des Wirtschaftswachstums der EU beruhen auf Investitionen in Produktivitätssteigerung. Produktivität wird getrieben durch Investitionen in Forschung, Entwicklung und Innovationen. Solche Investitionen brauchen ein modernes Innovationssystem. Der Begriff Innovationssystem meint „den Komplex von Organisationen und Politik, die zusammen die Rate und Richtung des technologischen Wachstums bestimmen“.7 Ein Innovationssystem verbindet Kapazitäten in Grundlagenforschung und angewandter Forschung, technologische und nichttechnologische Entwicklungen und umfasst Wissens-Institutionen sowie den öffentlichen und privaten Sektor. Innovationssysteme sind der Schlüsselfaktor für die gesamte Wertschöpfungskette und erfordern die Integration der regionalen, nationalen und europäischen Ebene.8


Dabei gilt folgendes: Um die notwendige kritische Größe für die Entwicklung wettbewerbsfähiger Technologien und Produkte zu erreichen, ist die Schaffung von „Clustern“ erforderlich.


Diese sind nicht in erster Linie Investitionen in die Regionalentwicklung, sondern Basis für „Exzellenz-Cluster“. Cluster brauchen den Anschluss an europäische Wertschöpfungsketten. Europa muss des Weiteren die Zahl der Patente substantiell erhöhen, um sein geistiges Eigentum zu vergrößern und zu schützen. Die Patentverfahren müssen beschleunigt und die Kosten dafür gesenkt werden, damit auch mittelständische Firmen ihr Wissen häufiger patentieren.


Europa muss auch systematischer als bisher die Entwicklung von weltweiten Standards vorantreiben. Europäische Normen erleichtern die Skalierung von Produkten und die weltweite Verbreitung europäischer Ideen und Produkte. Des Weiteren muss die Europäische Union den Schutz ihrer Wettbewerbsordnung, die Verhinderung von Monopolen, die Durchsetzung ihrer Standards (Umwelt, Datenschutz, technische Sicherheit, Lebensmittel- und Bio-Sicherheit etc.) gegen Verstöße und Angriffe ausbauen. Dies betrifft auch die weltweite Finanzinfrastruktur, um nicht Opfer willkürlicher Sicherheitspolitik anderer Staaten zu werden, die auf diesem Wege ihre Ziele auch außerhalb der eigenen rechtlichen Zuständigkeit durchzusetzen versuchen.


6. Digitalisierung


Digitalisierung bedeutet den immer stärkeren Einsatz von Rechnern aller Art in vernetzten, häufig ortsungebundenen Konstellationen. „Moore‘s Law“, also die Vertausendfachung des Preis-Leistungs-Verhältnisses bei Rechnern alle 20 Jahre, war – und wird noch für einige Zeit – die treibende Kraft hinter diesem Prozess sein. Dies ist einzuordnen in den Prozess der industriellen Revolutionen.


Seit Ende des 18. Jahrhunderts hat die industrielle Revolution in drei großen Schritten die Art, wie Menschen leben, arbeiten und produzieren, und damit auch die menschliche Kultur, grundlegend verändert. Nach der Mechanisierung der menschlichen Handarbeit erfolgte mit der Erfindung der Dampfmaschine die Elektrifizierung und anschließend die Automatisierung der industriellen Produktion. Seit Ende des


20. Jahrhunderts beginnt eine weitere fundamentale Veränderung, nämlich die Digitalisierung.9 Während in den ersten drei Entwicklungsstufen die Rationalisierung, die Standardisierung und das Skalieren der Produktion im Vordergrund standen, hat sich durch die Digitalisierung eine Veränderung bei den Produktionsfaktoren ergeben. Die klassischen Produktionsfaktoren Boden, Kapital und Arbeit wurden ergänzt durch den Produktionsfaktor Wissen. Wissen war natürlich immer schon eine entscheidende Quelle für Wertschöpfungsfähigkeit. Zunehmend wird der flächendeckende Einsatz von Wissen – ohne den Menschen als Engpass – zu einer entscheidenden Option.


Dieser bestimmt heute schon die Verhältnisse in vielen Wertschöpfungsketten.10


Mit dieser Entwicklung von der Manufaktur über die Massenproduktion zur globalen Wissensgesellschaft ist eine kulturelle Revolution eingeleitet worden.


Die Digitalisierung ist geprägt von Algorithmen, die über Rechner/Computer in Handlung bzw. Ergebnisse überführt werden. Sie sind zunehmend „dynamisch-selbstlernend“ und verbessern bzw. perfektionieren sich zukünftig in einem bestimmten Rahmen selber. Sie bieten eine formale Rationalität im Sinne zweckrationaler Berechenbarkeit“.11 Dazu kommt durch das Internet das Zusammenführen von Medientechnologien und Computermaschinen, die eine „programmgesteuerte Gestaltung, Umgestaltung, Reproduktion und Übertragung sämtlicher medialer Formate“ ermöglicht. Als drittes Element kommt mit dem Internet die „kommunikative Vernetzung zwischen Computern und anderen Apparaten“ hinzu.12


Aus diesen Elementen ist bereits heute bei den großen Monopolunternehmen der Silicon Valley - Ökonomie ein „Überwachungskapitalismus“ entstanden. Am Anfang der Digitalisierung glaubten viele, es entstehe eine neue Welt der Freiheit. Das „globale Dorf“ war der Wunschtraum vieler. Diese neue Welt braucht dringend Regeln. Selbst große Internet-Firmen wie Microsoft fordern inzwischen staatliche Regelungen, etwa für die Gesichtserkennung.13 Dabei gilt: Auch die politische Kommunikation ändert sich rasant. Meinungen sind häufig wichtiger als Tatsachen. Die Sprache ist knapper und härter, ja teilweise radikalisiert. Gewissheiten werden in Frage gestellt.
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